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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 66.000 Mitgliedern ver-

tritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und inter-

nationaler Ebene.  

 

 

Zusammenfassung 

 

Der Deutsche Anwaltverein hält die Verfassungsbeschwerde für begründet. Der 

Beschluss des Anwaltsgerichts im Bezirk der Rechtsanwaltskammer des Freistaates 

Sachsen, mit dem der Beschwerdeführer als Verteidiger der von ihm vertretenen 

Rechtsanwälte im Verfahren auf anwaltsgerichtliche Entscheidung nach § 74 a BRAO 

zurückgewiesen wurde, verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht der 

Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG. Die Auslegung des Anwaltsgerichts, wonach der 

Verweis in § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO auf die Vorschriften der Strafprozessordnung 

über die Beschwerde auch die Regelungen in §§ 146, 146 a StPO zum Verbot der 

Mehrfachvertretung erfasst, verstößt gegen das verfassungsrechtliche 

Bestimmtheitsgebot und schränkt darüber hinaus die Berufsausübungsfreiheit des 

Beschwerdeführers unverhältnismäßig ein. Aufgrund des Bagatellcharakters der Rüge 

ist ein Mehrfachvertretungsverbot nicht erforderlich. 

 

 

A. Sachverhalt 

 

Der Beschwerdeführer ist Rechtsanwalt und vertritt vor dem Anwaltsgericht im Bezirk 

der Rechtsanwaltskammer des Freistaates Sachsen fünf Rechtsanwälte, welche in der 

Rechtsform einer Partnerschaftsgesellschaft tätig sind. Die Rechtsanwaltskammer 

Sachsen hatte gegenüber jedem der fünf Rechtsanwälte mit gesonderten, 

gleichlautenden Bescheiden vom 30.08.2012 eine berufsrechtliche Rüge wegen 

Verletzung der ihnen obliegenden Berufspflichten ausgesprochen.  

 

Hiergegen hat der Beschwerdeführer für alle fünf Rechtsanwälte mit Schriftsatz vom 

30.09.2013 Antrag auf gerichtliche Entscheidung und die Aufhebung der 
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Rügebescheide vom 30.08.2012 sowie der Einspruchsbescheide vom 10.09.2013 

beantragt. 

 

Das Anwaltsgericht im Bezirk der Rechtsanwaltskammer des Freistaates Sachsen hat 

mit Beschluss vom 09.04.2015 – SAG I 11/13 - C I.370/2011 den Beschwerdeführer als 

Verteidiger der fünf Antragsteller zurückgewiesen. Er sei gemäß § 74 a Abs. 2 Satz 2 

BRAO i.V.m. § 146 a Abs. 1 Satz 1 StPO von der gemeinsamen Prozessführung der 

Antragsteller wegen Verstoßes gegen das Mehrfachvertretungsverbot des § 146 StPO 

auszuschließen. Dem stehe nicht entgegen, dass in § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO 

ausdrücklich nur auf die Vorschriften über die Beschwerde (§§ 304 ff. StPO) verwiesen 

werde, da die speziellen Beschwerdevorschriften der StPO nicht abschließend seien. 

Das Verbot der Mehrfachverteidigung solle den Beschuldigten davor schützen, dass der 

Verteidiger in einen Interessenwiderstreit gerate und dadurch seine Beistandsfunktion 

beeinträchtigt werde. In einem Verfahren der Anwaltsgerichtsbarkeit wegen Verletzung 

der einem Rechtsanwalt obliegenden Berufspflichten, das gegen mehrere 

Rechtsanwälte wegen des gleichen Sachverhalts eingeleitet worden ist, bestehe 

ebenfalls die Gefahr der Interessenkollision. Da der Beschwerdeführer gleichzeitig die 

Belange aller Antragsteller im Beschwerdeverfahren vertreten habe, liege ein Fall der 

gemäß § 146 Satz 1 StPO untersagten Mehrfachverteidigung vor. Der 

Beschwerdeführer sei daher für die Vertretung aller Antragsteller auszuschließen. 

 

Mit seiner gegen den Beschluss des Anwaltsgerichts erhobenen 

Verfassungsbeschwerde rügt der Beschwerdeführer eine Verletzung seines 

Grundrechts aus Art. 12 Abs. 1 GG. Zum einen fehle es für seine Zurückweisung als 

Verteidiger im Verfahren vor dem Anwaltsgericht an einer gesetzlichen Grundlage, da 

die Verweisung in § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO die §§ 146, 146 a StPO nicht erfasse. 

Zum anderen sei die mit der Zurückweisung als Verteidiger verbundene 

Berufsausübungseinschränkung unverhältnismäßig, da der Vorwurf gegenüber den fünf 

gerügten Rechtsanwälten identisch sei. 
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B. Verfassungsrechtliche Würdigung 

 

Der Deutsche Anwaltverein hält die Verfassungsbeschwerde für begründet. Der 

Beschluss des Anwaltsgerichts im Bezirk der Rechtsanwaltskammer des Freistaates 

Sachsen verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht der 

Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG). Es fehlt bereits an einer gesetzlichen 

Grundlage für den Gundrechtseingriff (dazu unten II.), da § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO 

nicht auf § 146 StPO verweist (unten II. 1.); jedenfalls verstößt § 74 a StPO in seiner 

Auslegung durch das Anwaltsgericht im Bezirk der Rechtsanwaltskammer des 

Freistaates Sachsen gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot (unten II. 

2.). Der auf dieser Grundlage vorgenommene Eingriff in Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG ist im 

Übrigen auch unverhältnismäßig (unten III.). 

 

I.  Eingriff in den Schutzbereich der Berufsausübungsfreiheit 

 

Der Beschluss des Anwaltsgerichts greift in das Grundrecht des Beschwerdeführers auf 

Berufsfreiheit ein, indem er für die Vertretung seiner fünf Mandanten ausgeschlossen 

wird. Der Ausschluss eines Rechtsanwalts von der Verteidigung seines Mandanten 

stellt einen Eingriff in die freie Ausübung des Anwaltsberufes dar, da dies zu den 

wesentlichen Berufsaufgaben eines Rechtsanwalts gehört und ein typisches Element 

des gesetzlichen Berufsbildes des Rechtsanwalts ist (vgl. BVerfGE 15, 226 [231]; 22, 

114 [119f.]; 39, 156 [164]; 43, 79 [90]; 110, 226 [252f.]). 

 

In das durch Art. 12 Abs. 1 GG garantierte Grundrecht auf Berufsfreiheit darf nur auf 

gesetzlicher Grundlage und unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 

eingegriffen werden, die materiellrechtlich den Anforderungen an 

Berufsausübungsregelungen genügen  (st. Rspr., vgl. nur BVerfGE 43, 79 [90]; 50, 16 

[29]; 76, 196 [207]; 82, 18 [28]; 94, 372 [389 f.]; 103, 1 [10]; 126, 112 [139, 144]; 135, 90 

[111]). Im Übrigen unterliegt die anwaltliche Berufsausübung unter der Herrschaft des 

Grundgesetzes der freien und unreglementierten Selbstbestimmung des Einzelnen 

(BVerfGE 50, 16 [29]). 

 

Diese Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt. 
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II. Eingriff ohne gesetzliche Ermächtigungsgrundlage  

 

Nach Auffassung des Verfassungsrechtsausschusses des Deutschen Anwaltvereins 

fehlt es bereits an der erforderlichen gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage.  

 

 

1. § 74 a Abs. 2 Satz 2 StPO verweist nicht auf § 146 StPO  

 

Nach § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO finden auf das Verfahren nach einem Antrag auf 

anwaltsgerichtliche Entscheidung die Vorschriften der Strafprozessordnung über die 

Beschwerde sinngemäß Anwendung. Diese Vorschriften sind im zweiten Abschnitt des 

dritten Buchs der Strafprozessordnung (§§ 304 ff. StPO) enthalten. Die Verweisung 

erfasst somit gerade nicht das in § 146 StPO geregelte Mehrfachvertretungsverbot 

sowie die in § 146 a StPO geregelte Möglichkeit der Zurückweisung des Verteidigers 

(Weyland, in: Feuerich/Weyland, BRAO, 8. Aufl. 2012, § 74 a Rn. 7, 15; 

Henssler/Prütting, BRAO, 4. Aufl. 2014, § 74 a Rn. 1; AGH Celle, Beschl. v. 18.11.2014 

– AGH 1/14; EGH Hamm, Beschl. v. 10.11.1982 – (2) 6 EVY 12/82, BRAK-Mitt. 2/1983, 

90 [91]). 

 

Anders als das Anwaltsgericht meint, sind über den Verweis auf §§ 304 ff. StPO auch 

nicht deshalb die übrigen Vorschriften der Strafprozessordnung mitenthalten, da die 

Beschwerdevorschriften nicht abschließend seien. Hätte der Gesetzgeber mit dem 

Verweis auf die Vorschriften der Strafprozessordnung über die Beschwerde nicht nur 

die §§ 304 - 311 a StPO gemeint, sondern mittelbar auch auf alle sonstigen 

Vorschriften der Strafprozessordnung verweisen wollen, so hätte er – wie sich aus 

einem Vergleich an anderer Stelle in der BRAO ergibt – dies auch zum Ausdruck 

gebracht. So hat der Gesetzgeber nicht nur in § 74a Abs. 2 BRAO verwiesen auf die 

“Vorschriften der Strafprozessordnung über die Beschwerde“. In § 116 Abs. 1 BRAO 

hat er (für das anwaltsgerichtliche Verfahren und damit für Fälle mit nicht nur geringer 

Schuld) die Strafprozessordnung (insgesamt) für ergänzend anwendbar erklärt. Eine 

Ausnahme hiervon regelt der Gesetzgeber in § 117a BRAO. Hiernach ist auf die 

Verteidigung im anwaltgerichtlichen Verfahren die Vorschrift des § 140 StPO über die 

notwendige Verteidigung teilweise (nämlich mit seinem Abs. 1 Nr. 1-3, 6, 7 und 9) nicht 

anzuwenden. 
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Der Gesetzgeber hat demnach sehr genau unterschieden zwischen dem Verweis auf 

die Strafprozessordnung insgesamt und dem Verweis auf einzelne Vorschriften.  

 

Das Verbot der Mehrfachvertretung kann auch nicht als allgemeine Verfahrensvorschrift 

der Strafprozessordnung im Verfahren auf anwaltsgerichtliche Entscheidung 

Anwendung finden. Das Verfahren ist weder mit einem Strafprozess noch mit den vom 

Anwaltsgericht herangezogenen Disziplinarverfahren noch mit dem 

anwaltsgerichtlichen Verfahren gemäß §§ 116 ff. BRAO vergleichbar. § 74 a BRAO gibt 

dem durch eine Rüge des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer betroffenen 

Rechtsanwalt die Möglichkeit, die Entscheidung durch das Anwaltsgericht auf 

Richtigkeit überprüfen zu lassen. Das Anwaltsgericht hat in diesem Rahmen somit die 

Entscheidung eines Verwaltungsorgans zu überprüfen. § 74 a BRAO ist daher lediglich 

als eine Vorschrift des berufsrechtlichen Aufsichtsverfahrens zu werten. Dem 

Bagatellcharakter der Rüge wird dadurch Rechnung getragen, dass das Gericht nicht 

die strengen Förmlichkeiten zu beachten hat, welche die Strafprozessordnung für das 

Hauptverfahren vorsieht (Henssler/Prütting, BRAO, 4. Aufl. 2014, § 74 a Rn. 1, 6; 

Weyland, in: Feuerich/Weyland, BRAO, 8. Aufl. 2012, § 74 a Rn. 1, 6; Lauda, in: 

Gaier/Wolf/Göcken, Anwaltliches Berufsrecht, 2. Auflage 2014, § 74 a BRAO Rn. 2; 

EGH Hamm, Beschl. v. 10.11.1982 – (2) 6 EVY 12/82, BRAK-Mitt. 2/1983, 90 [91]). 

Daraus folgt, dass der mit der Vertretung in diesem Verfahren beauftragte Rechtsanwalt 

auch nicht die Stellung eines Verteidigers im Sinne der StPO hat. Vielmehr kommt ihm 

nur die Stellung eines Parteivertreters im Rahmen eines behördlichen 

Aufsichtsverfahrens zu (EGH Hamm, Beschl. v. 10.11.1982 – (2) 6 EVY 12/82, BRAK-

Mitt. 2/1983, 90 [91]). Dies folgt auch aus dem Wesen des Rügeverfahrens gem. §§ 74 

f. BRAO. Nach § 74 Abs. 1 Satz 1 BRAO kann der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 

das Verhalten eines Rechtsanwalts, durch das dieser ihm obliegende Pflichten verletzt 

hat, rügen, wenn die Schuld des Rechtsanwalts gering ist und ein Antrag auf Einleitung 

eines anwaltsgerichtlichen Verfahrens nicht erforderlich erscheint. Die Rüge ist eine 

Missbilligung geringfügiger Verstöße gegen das anwaltliche Berufsrecht ohne größeren 

Aufwand außerhalb des förmlichen anwaltsgerichtlichen Verfahrens. Der Vorstand 

muss bei feststehender Pflichtverletzung und Schuld entscheiden, ob die Schuld so 

gering ist, dass ein anwaltsgerichtliches Verfahren ausscheidet (Henssler/Prütting, 

BRAO, 4. Aufl. 2014, § 74 Rn. 4; vgl. auch Weyland, Schlüssiges System der 
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Rechtsmittel bei Aufsichtsmaßnahmen des Kammervorstands?, in: Die 

Rechtsanwaltschaft im Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 1879 - 2004: Festschrift zum 

125-jährigen Bestehen der Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk 

Hamm, 2004, S. 419 [422]; BVerfGE 50, 16 [24]). Im Verhältnis zu anwaltsgerichtlichen 

Maßnahmen ist die Rüge als das schwächere Mittel subsidiär (Henssler/Prütting, 

BRAO, 4. Aufl. 2014, § 74 Rn. 5). Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so ist ein 

anwaltsgerichtliches Verfahren gemäß § 116 BRAO einzuleiten, für das dann die 

Vorschriften der Strafprozessordnung Anwendung finden. Das Aufsichtsverfahren steht 

damit unterhalb des eigentlichen anwaltsgerichtlichen Verfahrens (EGH Hamm, Beschl. 

v. 10.11.1982 – (2) 6 EVY 12/82, BRAK-Mitt. 2/1983, 90 [91]). 

 

Lediglich für das anwaltsgerichtliche Verfahren finden gemäß § 116 Abs. 1 Satz 2 

BRAO die Regelungen der Strafprozessordnung sinngemäß Anwendung. Dieser 

Verweis erfasst auch die §§ 146, 146 a StPO. § 74 a Abs. 7 BRAO verweist jedoch 

nicht auf § 116 Abs. 1 BRAO, sondern lediglich auf § 116 Abs. 2 BRAO. Dies zeigt, 

dass der Gesetzgeber im Verfahren auf anwaltsgerichtliche Entscheidung gemäß § 74 

a BRAO gerade nicht auf sämtliche Verfahrensvorschriften der Strafprozessordnung 

verweisen wollte. Hätte der Gesetzgeber eine sinngemäße Anwendung der Vorschriften 

der Strafprozessordnung auch in dem Verfahren gemäß § 74 a BRAO für erforderlich 

gehalten, so hätte dies im Gesetz mit Sicherheit seinen Niederschlag gefunden (EGH 

Hamm, Beschl. v. 10.11.1982 – (2) 6 EVY 12/82, BRAK-Mitt. 2/1983, 90 [91]). 

 

Das Verbot der Mehrfachverteidigung im Verfahren auf anwaltsgerichtliche 

Entscheidung stellt auch kein vorkonstitutionelles Gewohnheitsrecht dar, mit dem die 

Berufsausübung wirksam geregelt werden könnte (vgl. hierzu BVerfGE 15, 226 [232f.]; 

22, 114 [121]). Die Weiterentwicklung durch Auslegung bereits bestehenden 

Gewohnheitsrechts findet dort ihre Grenze, wo sie im Ergebnis zu einem neuen 

Eingriffstatbestand führt. Bei der hohen Bedeutung der freien Advokatur sind besonders 

strenge Maßstäbe anzulegen (vgl. BVerfGE 15, 226 [232f.]; 22, 114 [121]). Die 

erweiternde Auslegung des Anwendungsbereichs des Verbots der 

Mehrfachverteidigung von strafgerichtlichen Verfahren gemäß der Strafprozessordnung 

auf Verfahren auf anwaltsgerichtliche Entscheidung gemäß § 74 a BRAO stellt eine 

solche unzulässige Weiterentwicklung vorkonstitutionellen Gewohnheitsrechts dar. 

 



 - 9 - 

 

2. Jedenfalls Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot 

 

Allerdings ist die Auslegung und Anwendung der hier in Rede stehenden Vorschriften 

der BRAO in erster Linie Sache der Fachgerichte. Das Bundesverfassungsgericht prüft 

nur nach, ob die fachgerichtliche Entscheidung Auslegungsfehler enthält, die auf einer 

grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung des betroffenen Grundrechts, 

insbesondere vom Umfang seines Schutzbereichs, beruhen (BVerfG NJW 1997, 2510 

[2511]). Das ist der Fall, wenn die Auslegung der Norm die Tragweite des Grundrechts 

nicht hinreichend berücksichtigt oder im Ergebnis zu einer unverhältnismäßigen 

Beschränkung der grundrechtlichen Freiheit führt (BVerfGE 85, 248 [258]; BVerfG NJW 

1992, 2341 [2342]; NJW 1997, 2510 [2511]; NJW 2000, 3195). Sollte das 

Bundesverfassungsgericht in Anwendung dieser Maßstäbe zu dem Ergebnis kommen, 

dass die Richtigkeit der Auslegung des § 74a Abs. 2 StPO durch das Anwaltsgericht 

keine Frage der Verletzung spezifischen Verfassungsrechts sei, sondern (noch) eine 

Frage der Auslegung des einfachen Rechts, dann wäre das verfassungsrechtliche 

Ergebnis dennoch nicht anders. Denn in diesem Fall verstieße § 74 a Abs. 2 StPO 

gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot. 

 

Der Bestimmtheitsgrundsatz gebietet, dass die von der Norm Betroffenen die 

Rechtslage erkennen und ihr Verhalten danach einrichten können. Sie müssen in 

zumutbarer Weise feststellen können, ob die tatsächlichen Voraussetzungen für die 

Rechtsfolge vorliegen (vgl. BVerfGE 103, 332 [384]). Nach diesen Maßstäben begegnet 

die Auslegung des § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO durch das Anwaltsgericht 

durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Denn § 74 a Abs. 2 StPO lässt sich 

aus den vorgenannten Gründen jedenfalls nicht mit der erforderlichen Bestimmtheit und 

Vorhersehbarkeit für den betroffenen Rechtsanwalt entnehmen, dass er im Verfahren 

auf gerichtliche Entscheidung gegen eine Rüge der Rechtsanwaltskammer das Verbot 

der Mehrfachvertretung gilt. Namentlich kann sich das Anwaltsgericht nicht darauf 

berufen, der dem Verbot der Mehrfachverteidigung zugrunde liegende Rechtsgedanke 

– der Schutz des Beschuldigten vor einem Interessenwiderstreit seines 

Bevollmächtigten – sei erkennbar auch im Antragsverfahren auf gerichtliche 

Entscheidung anzuwenden. Denn dieser Schutzgedanke würde ebenso auch ein 

Verbot der Mehrfachverteidigung im vorangehenden Rügeverfahren vor der 
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Rechtsanwaltskammer rechtfertigen. Dort aber greift es unstreitig nicht ein. Insofern 

fehlt es in der BRAO (zumindest) an hinreichend vorhersehbaren Maßstäben, wann das 

Verbot der Mehrfachverteidigung eingreift und wann nicht. 

 

 

III.   Unverhältnismäßigkeit des Grundrechtseingriffs 

 

Im Übrigen erweist sich die Entscheidung des Anwaltsgerichts auch deshalb als verfas-

sungswidrig, weil seine Auslegung und Anwendung des § 74 a Abs. 2 Satz 2 BRAO die 

Tragweite des Grundrechts nicht hinreichend berücksichtigt und im Ergebnis zu einer 

unverhältnismäßigen Beschränkung der grundrechtlichen Freiheit führt.  

 

Das Anwaltsgericht verkennt, dass die Vertretung seines Mandanten zu den 

wesentlichen Berufsaufgaben eines Rechtsanwalts gehört und ein typisches Element 

des gesetzlichen Berufsbildes des Rechtsanwalts ist (vgl. BVerfGE 15, 226 [231]; 22, 

114 [119f.]; 39, 156 [164]; 43, 79 [90]; 110, 226 [252f.]). Diese Berufsausübungsfreiheit 

würde durch die entsprechende Anwendung des § 146 StPO im Verfahren über den 

Einspruch gegen einen Rügebescheid nach § 74 a BRAO unverhältnismäßig 

beschränkt. 

 

Gesetzliche Regelungen der Berufsausübung sind nach ständiger Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts zulässig, wenn sie durch hinreichende Gründe des 

Gemeinwohls gerechtfertigt sind, wenn das gewählte Mittel zur Erreichung des 

verfolgten Zweckes geeignet und auch erforderlich ist und wenn bei einer 

Gesamtabwägung zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht der ihn 

rechtfertigenden Gründe die Grenze der Zumutbarkeit noch gewahrt ist (BVerfGE 85, 

248 [259]; 93, 362 [369]; 103, 1 [10]). 

 

(1) Zwar hat das Bundesverfassungsgericht bereits entschieden, dass § 146 StPO, der 

die Verteidigung mehrerer Beschuldigter durch einen gemeinschaftlichen Verteidiger für 

unzulässig erklärt, verfassungsgemäß ist und insbesondere den Rechtsanwalt nicht in 

seinem Grundrecht aus Art. 12 Abs. 1 GG beeinträchtigt. Die Sicherung der 

Beistandsfunktion des Verteidigers, auf die das Gesetz abzielt, sei keine Aufgabe, die 

allein ihn und seinen Mandanten betrifft. Sie liege vielmehr auch im öffentlichen 
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Interesse. Als Verteidiger nehme der Rechtsanwalt nicht nur ein durch privatrechtlichen 

Geschäftsbesorgungsvertrag erteiltes Mandat war; er fungiere zugleich als 

Prozessbeteiligter mit eigenen Rechten und Pflichten in öffentlich-rechtlich geordneten 

Verfahren, in denen über den Strafanspruch der staatlichen Gemeinschaft eine 

Entscheidung gefällt werden soll. Er sei damit nicht nur Beauftragter seines Mandanten, 

sondern Organ der Rechtspflege (BVerfGE 39, 156 [164f.]; 43, 79 [90f.]; 45, 354 [358]). 

Die Vorschrift solle Interessenkonflikte, die bei gemeinschaftlicher Verteidigung 

auftreten können, vermeiden; sie gehe davon aus, dass der gemeinschaftliche 

Verteidiger seiner Beistandsfunktion gegenüber mehreren Beschuldigten nicht gerecht 

werden kann, wenn der eine Beschuldigte, um sich zu entlasten, den anderen belastet 

oder belasten müsste (BVerfGE 39, 156 [164]; 43, 79 [91]). 

 

Diese Grundsätze können jedoch nicht auf das Verfahren über den Einspruch gegen 

den Rügebescheid nach § 74 a BRAO übertragen werden. Das Anwaltsgericht verkennt 

dabei das Wesen dieses Verfahrens im Vergleich zum Verfahren der 

Strafprozessordnung. Insoweit wird auf die Ausführungen unter I. verwiesen. Mit dem 

Mehrfachvertretungsverbot des § 146 StPO wird ein Interessenkonflikt unwiderleglich 

vermutet. Dies ist für das Strafverfahren gerechtfertigt. Etwas anderes gilt jedoch für 

den hier in Rede stehenden Fall der Anrufung des Anwaltsgerichts nach einer Rüge 

durch den Vorstand der Rechtsanwaltskammer. Die Rüge nach § 74 BRAO kommt zur 

Anwendung, wenn die Schuld des Rechtsanwalts gering ist und ein Antrag auf 

Einleitung eines anwaltsgerichtlichen Verfahrens nicht erforderlich erscheint. Für das 

anwaltsgerichtliche Verfahren hat der Gesetzgeber in § 116 I BRAO die sinngemäße 

Anwendung der (gesamten) Strafprozessordnung einschließlich des 

Mehrfachvertretungsverbots geregelt. Mit dem anwaltsgerichtlichen Verfahren ist die 

Anrufung des Anwaltsgerichts nach Erhalt eines Rügebescheides durch den Vorstand 

der Rechtsanwaltskammer nicht vergleichbar. Die geringe Schuld des Rechtsanwalts 

bei einem Rügeverfahren rechtfertigt es nicht, unwiderleglich einen Interessenkonflikt 

des verteidigenden Rechtsanwalts bei Mehrfachvertretung i. S. d. § 146 StPO 

anzunehmen. Eine Rüge setzt voraus, dass die Schuld des Rechtsanwalts gering ist. 

Die Sanktion in diesem Verfahren beschränkt sich auf die Rüge durch den Vorstand der 

Rechtsanwaltskammer als eine Missbilligung für eine Pflichtverletzung (Weyland, 

Schlüssiges System der Rechtsmittel bei Aufsichtsmaßnahmen des 

Kammervorstands?, in: Die Rechtsanwaltschaft im Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 
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1879 - 2004: Festschrift zum 125-jährigen Bestehen der Rechtsanwaltskammer für den 

Oberlandesgerichtsbezirk Hamm, 2004, S. 419 [422]). Es handelt sich somit um 

Bagatellsachen, die im Rahmen eines berufsrechtlichen Aufsichtsverfahrens geahndet 

werden, und nicht um eine Durchsetzung des Strafanspruchs der staatlichen 

Gemeinschaft. Deshalb gelten in diesem Verfahren gerade nicht die strengen 

Vorschriften der Strafprozessordnung. Demgegenüber gehen die anwaltsgerichtlichen 

Maßnahmen deutlich weiter und umfassen auch ein Vertretungsverbot bis hin zur 

Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft, § 114 Abs. 1 BRAO. In diesen Fällen mag 

es somit gerechtfertigt sein, dass § 116 Abs. 1 Satz 1 BRAO für das anwaltsgerichtliche 

Verfahren auf die gesamte Strafprozessordnung einschließlich des 

Mehrfachvertretungsverbotes verweist, obwohl auch hieran zum Beispiel im Hinblick auf 

das Disziplinarverfahren Zweifel bestehen, da insoweit die Anwendbarkeit des VwVfG 

und der VwGO geregelt ist (§ 3 BDG) und gerade nicht die Strafprozessordnung mit 

seinem § 146 gilt, obwohl Disziplinarmaßnahmen ebenfalls einen erheblichen 

Sanktionscharakter haben können. Im Verfahren auf anwaltsgerichtliche Entscheidung 

nach § 74 a BRAO kommt der Sicherung der Beistandsfunktion des Verteidigers 

demgegenüber weder im Hinblick auf seinen Mandanten noch im Hinblick auf das 

Interesse der Öffentlichkeit ein besonderes Gewicht zu.  

 

(2) Auch für die Frage der Verhältnismäßigkeit des Grundrechtseingriffs, der in einem 

Verbot der Mehrfachverteidigung für das Verfahren auf gerichtliche Entscheidung 

gegen eine Rüge der Rechtsanwaltskammer liegt, muss im Übrigen beachtet werden, 

dass § 146 StPO nach der Auslegung des Anwaltsgerichts lediglich im Verfahren auf 

anwaltsgerichtliche Entscheidung nach § 74 a BRAO Anwendung findet, im 

vorgelagerten Verfahren des Einspruchs gegen den Rügebescheid des Vorstandes der 

Rechtsanwaltskammer nach § 74 Abs. 5 BRAO mangels Verweisung auf Vorschriften 

der Strafprozessordnung jedoch nicht. Im Verfahren des Einspruchs gegen den 

Rügebescheid wäre eine Mehrfachvertretung demnach nicht ausgeschlossen. Dies 

bedeutet, dass nach der Wertung des Anwaltsgerichts ein Schutz des Betroffenen vor 

einem Interessenkonflikt seines Bevollmächtigten nicht erforderlich sein soll, wenn es 

um die Verteidigung des Betroffenen vor der Rechtsanwaltskammer geht, wohl aber in 

dem sich daran anschließenden Verfahren auf gerichtliche Entscheidung, obwohl es in 

beiden Verfahren jeweils um denselben Vorwurf gegen den betroffenen Rechtsanwalt 

geht. Es ist nicht erkennbar, worin diese Differenzierung ihre Rechtfertigung finden soll. 
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Im Ergebnis bedeutet dies, dass der Schutz des Betroffenen vor Interessenkonflikten 

seines Bevollmächtigten  einen Verfahrensausschluss des Bevollmächtigten nicht 

erfordert, wenn es allein um eine Rüge der Rechtsanwaltskammer und damit um Fälle 

nur geringfügiger Rechtsverstöße geht. 

 

Das vom Anwaltsgericht angenommene Vertretungsverbot beschränkt deshalb die 

Berufsausübungsfreiheit im Ergebnis unverhältnismäßig, da es im Verfahren über den 

Einspruch gegen den Rügebescheid nicht erforderlich ist. 

 

(3) Da Gegenstand der Verfassungsbeschwerde (nur) die Entscheidung des 

Anwaltsgerichts ist, mit dem der Beschwerdeführer als Verteidiger zurückgewiesen 

wurde, kann hier schließlich offen bleiben, ob es nicht bereits unverhältnismäßig war, 

den fünf Rechtsanwälten, die in einer Partnerschaftsgesellschaft organisiert sind, 

jeweils einen gleichlautenden Rügebescheid zu übersenden, was letztlich daraus folgt, 

dass in der Bundesrechtsanwaltsordnung bisher lediglich die Rechtsanwalts-GmbH -

nicht jedoch die sonstigen Formen der gemeinsamen Berufsausübung geregelt sind.  

 


